
Neufassung
der Satzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes Saalkreis über die

Entschädigung der für den Zweckverband ehrenamtlich Tätigen
(Entschädigungssatzung)

Auf der Grundlage des § 16 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des
Landes Sachsen-Anhalt (GKG LSA) in der Fassung der Neubekanntmachung vom
26.02.1998 (GVBI. LSA, Seite 81), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 des Gesetzes
vom 8. Februar 2011 (GVBI. LSA S. 68, 125) hat die Verbandsversammlw1g des Wasser-und
Abwasserzweckverbandes Saalkreis in ihrer öffentlichen Sitzung am 18.02.2013 die folgende
Neufassung beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Die Entschädigungssatzw1g regelt die Entschädigung sowie die Erstattung von Reisekosten
für die ehrenamtliche Tätigkeit in den Organen und Ausschüssen des Wasser- und Abwasser­
zweckverbandes Saalkreis.

§2
Grundsatz der Entschädigung und Kostenerstattung

(I) Die Vertreter in der Verbandsversan1mlung, der Vorsitzende der Verbands­
versan1D1lung sowie die Mitglieder des Beirates erhalten für ihre ehrenamtliche
Tätigkeit eine Entschädigung für den ilmen entstandenen Aufwand sowie
Verdienstausfall nach Maßgabe der folgenden Vorschriften.

(2) Fahrtkosten zum Sitzungsort und Kosten für Dienstreisen (Reisekosten) werden
gesondert erstattet.

Aufwandsentschädigung und Entschädigung für den Verdienstausfall

§3
Grundlagen des Anspruches auf Entschädigung

(I) Ansprüche auf Entschädigw1g können für das jeweilige Amt erst mit dem Beginn der
Amtszeit und nur für den Zeitrawn, in dem das Amt ausgeübt wird, entstehen.

(2) Der Anspruch auf eine pauschale Aufwandsentschädigung entfällt mit dem Ende der
An1tszeit oder wenn der betreffende An1tswalter vorzeitig aus dem Amt abgewählt
bzw. vorzeitig abberufen wird oder das Amt vorzeitig niederlegt.

(3) Der Anspruch auf eine pauschale Aufwandsentschädigung entfallt außerdem, wenn ein
Amt für einen zusammenhängenden Zeitrawn von mehr als zwei Monaten nicht
ausgeübt wird, mit Ablauf des zweiten Monats. Ab diesem Zeitpunkt wird die
pauschale Aufwandsentschädigung an den jeweiligen Stellvertreter für das Amt nach
Maßgabe dieser Entschädigungssatzung gezahlt, wenn lUld so lange dieser das Amt
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wahrnimmt. Der entstehende Aufwand wird unmittelbar durch den Wasser- und
Abwasserzweckverband Saalkreis getragen.

(4) Besteht der Anspruch auf eine pauschale Aufwandsentschädigung nicht für einen
vollen Kalendermonat, so wird nur der Teil der Aufwandsentschädigung gezahlt, der
auf den Anspruchszeitraum entfällt. Dazu ist der jeweilige monatliche Pauschalbetrag
für jeden Tag, für den kein Anspruch besteht, tun ein Dreißigstel zu kürzen.

(5) SitZtulgsgeld wird für die arntsgemäße Teilnahme der gewählten bzw. berufenen
Mitglieder an den Sitzungen der Verbandsversarnmlung bzw. des Beirates gezahlt.
Finden an einem Tag Sitzungen verschiedener Gremien statt, die jeweils den Anspmch
auf Sitzungsgeld begründen, so werden nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gezahlt.
Nimmt an Stelle eines Mitgliedes sein Stellvertreter für diesen an den SitzlU1gen teil,
erhält nur der Stellvertreter das SitzlU1gsgeld.

(6) Die Entschädigung für Verdienstausfall wird nach Maßgabe des § 6 Absätze 1 bis 3
nur gewällrt, wenn lU1d so weit die Amtsausübung zu dem Verdienstausfall
(§ 6 Absatz I), der Hindenmg an der AusüblU1g der selbständigen Tätigkeit
(§ 6 Absatz 2) oder dem Zeitversäumnis (§ 6 Absatz 3) geführt hat. Nicht
berücksichtigt werden insbesondere Zeiten für die Reise zur Teilnalmle an den
SitzlU1gen der Verbandsversarrunlung oder der beratenden Ausschüsse.

§4
Aufwandsentschädigung für die Vertreter in der

Verbandsversammlung und im Beirat

(I) Die Vertreter der Mitglieder in der VerbandsversammllU1g erhalten eine
AufwandsentschädiglU1g in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 25 EUR je
SitzlU1g der VerbandsversanmJlung und Tag.

(2) Die Mitglieder des Beirates, sofern sie nicht Bedienstete des Wasser- und Abwasser­
zweckverbandes Saalkreis sind, erhalten bis zum 31.12.2014 eine monatliche
pauschale Aufwandsentschädigung in Höhe von 205 EUR.

§5
Aufwandsentschädigung für den Vorsitzenden der Verbandsversammlung

Der Vorsitzende der Verbandsversan1l111ung erhält eine monatliche pauschale Aufwands­
entschädigwlg in Höhe von 154 EUR.

§6
Entschädigung bei Verdienstausfall

(I) Nichtselbständig Erwerbstätigen wird der durch und für die Dauer der Amtsausübung
nachgewiesene tatsächlich entstandene Verdienstausfall ersetzt. Der auf den
entgangenen Arbeitsverdienst entfallene Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung
wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des Ersatzberechtigten an den Sozial­
versicherungsträger abgeführt wird.
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(2) Selbständig Erwerbstätige, die durch und für die Dauer der Amtsausübung ihre
regelmäßige Tätigkeit nicht ausüben können, erhalten eine Pauschale von 13 EUR je
angefangener Stunde.

(3) Sonstige Personen, denen insbesondere im häuslichen Bereich durch und rur die Dauer
der Ausübung ihres Amtes ein Zeitversäumnis entsteht, erhalten eine Pauschale von
13 EURje angefangener Stunde.

Erstattung von Reisekosten

§7
Fahrtkosten zum Sitzungsort

Für Fahrten zur Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversal11mlung oder des Beirates
sind die tatsächlich entstandenen und nachgewiesenen Fahrtkosten zum Sitzungsort nach
Maßgabe der fur hauptamtliche Beamte des Landes Sachsen-Anhalt geltenden Vorschriften
zu erstatten. Die Erstattung erfolgt jedoch höchstens in der Höhe der Kosten der Fahrt von der
Wolmung zum Sitzungsort und zurück.

§8
Kosten für Dienstreisen

(I) Dienstreisen im Sinne dieser Entschädigungssatzung sind Reisen zur Wahrnehn1w1g
von Aufgaben und Erledigung von Dienstgeschäften im Zusal1ill1enhang mit der
Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit nach § I außerhalb des Dienst- oder
Wohnortes.

(2) Dienstreisende im Sinne dieser Entschädigungssatzung sind die in § 2 Absatz I
genannten Personen, die eine Dienstreise ausfUlu·en.

(3) Dem Dienstreisenden wird zur Abgeltung der durch die Dienstreise veranlassten
Mehraufwendungen eine Kostenerstattung nach Maßgabe der rur hauptamtliche
Beamte des Landes Sachsen-Anhalt geltenden Vorschriften gewährt.

(4) Die Kosten werden nur insoweit erstattet, als die Aufwendungen des Dienstreisenden
und die Dauer der Dienstreise zur Wahrnehnmng der Aufgabe bzw. Erledigung des
Dienstgeschäftes notwendig waren.

(5) Über den Gegenstand der Dienstreise, insbesondere über Sitzungen und
Besprechungen, ist ein Kurzprotokoll anzufertigen. Das Protokoll soll auch die
Meinungsbildung des Dienstreisenden zu den behandelten Themen darstellen. Die
Anfertigung des Kurzprotokolls wird nicht gesondert vergütet oder entschädigt.
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Ergänzende Regelungen

§9
Auszahlung der Entschädigungen und Erstattung der Reisekosten

(I) Monatliche pauschale Aufwandsentschädigungen werden jeweils zum Ersten eines
Monats im Voraus bargeldlos gezahlt.

(2) Aufwandsentschädigungen in Form von Sitzungsgeldern und fur Fahrtkosten werden
halbjährlich abgerechnet und bargeldlos gezalllt, sofern die übrigen Voraussetzungen
entsprechend dieser Satzung vorliegen.

(3) Der Ersatz des Verdienstausfalls nach § 6 erfolgt auf Antrag, der beim
Verbandsgeschäftsfulu'er zu stellen ist. Dem Antrag sind in Fällen des § 6 Absatz I die
erforderlichen Nachweise beizufugen. In den Fällen des § 6 Absatz 2 ist die
amtsbedingte Hinderung an der Ausübung der selbständigen Tätigkeit und in Fällen
des § 6 Absatz 3 ist das durch die Ausübung des Amtes entstandene Zeitversäumnis
glaubhaft zu machen.

(4) Die Erstattung der Kosten fur FalJrten zur Teilnahme an den SitzLmgen der
VerbandsversarrmJhmg oder der beratenden Ausschüsse erfolgt auf Antrag. Der
Antrag ist unter Beifugung der erforderlichen Belege beim VerbandsgeschäftsfulJrer
innerhalb von 14 Tagen nach der jeweiligen Sitzung zu stellen.

(5) Die Erstattung der Kosten einer Dienstreise erfolgt auf Antrag. Der Antrag ist unter
Beifugung der erforderlichen Belege sowie des Kurzprotokolls (§ 8 Absatz 5) beim
VerbandsgeschäftsfulJrer innerhalb von 14 Tagen nach Beendigung der Dienstreise zu
stellen.

§ 10
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeiclmungen gelten jeweils in weiblicher Lmd männlicher Fornl.

§11
Inkrafrtreten

Diese Entschädigungssatzung tritt anl 01.03.2013 in Kraft.

Ausfertigungsvermerk:

Die vorstehende Neufassung der Entschädigungssatzung des Wasser- lind Abwasserzweck­
verbandes Saalkreis wird hiermit zum Zwecke der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt
des Landkreises Saalekreis ausgeferti t.

Salzatal, den 18.02.2013

HelTl11arm
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